
entschärft werden können, ist von unse-
rem heutigen Standpunkt aus schwer ein-
zuschätzen. Die Einschätzungen von So-
zial- und Wirtschaftswissenschaftlern ge-
hen mittlerweile dahin, dass sie sich nach
dem Jahre 2010 dramatisch bemerkbar
machen. Die Strukturprobleme von sozi-
aler Integration betreffen Antworten auf
die Fragen: Was bedeutet soziale Integra-
tion im Zeitalter der Globalisierung, das
heißt jenseits des Nationalstaates, und
welche Rückwirkung auf die solidarische
Integration des Nationalstaates hat Glo-
balisierung? Welche Formen der solidari-
schen Integration werden sich im Zeital-
ter der Globalisierung herausbilden? Was
bedeuten die grundlegend veränderten
Teilnahmebedingungen am Wirtschafts-
system für die soziale Integration der Mit-
glieder von sozialen Systemen?

Die Problemlagen betreffen aber nicht
nur das Wirtschaftssystem und die sich 
zuspitzenden sozialpolitischen Konflikte,
sondern auch das kulturelle Selbstver-
ständnis und das Risiko, das mit der Tech-
nologieabhängigkeit einhergeht. Wirt-
schaftliche Globalisierung führt zu neuen
sozialpolitischen Konflikten. Unterneh-
men nehmen immer mehr ihre kompara-
tiven Kostenvorteile wahr, und Wachstum
erfolgt in globalen (transnationalen) Her-
stellungs- und Vertriebsketten. Das führt
zu neuen Beschäftigungsstrukturen, zu
denen auch Lohndumping gehört. Globa-
lisierung bewirkt aber auch ökologische
Verteilungskonflikte, da durch Herstel-
lungs-, Transportketten, Konsumtion und
Freizeitverhalten eine Übernutzung von

Die Reformagenda vom 19. Dezember
2003 war kein großer Wurf. Darüber be-
steht in der Öffentlichkeit  weitgehende
Übereinstimmung. Vielleicht konnte sie es
auch nicht sein, und ihre Bedeutung liegt
darin, dass überhaupt ein Kompromiss er-
zielt wurde. Die Reformen sind daran zu
bemessen, ob sie der schleichenden Ent-
industrialisierung in Deutschland und so-
mit einer Verlagerung lohnintensiver Pro-
duktion vorbeugen können.  Immer noch
werden Realitäten verdrängt. Erweite-
rungsinvestitionen gibt es in Deutschland
kaum noch. Man hat sich letztlich immer
noch nicht der Herausforderung gestellt,
dass die Globalisierung des Wirtschafts-
systemes zu einem grundsätzlichen
Rückgang der Standortbindung von
Unternehmen führt. Hervorzuheben ist
aber, dass der Kompromiss einer weiter
gehenden Staatsverschuldung entgegen-
gewirkt hat. Zu fragen ist, auf welche
grundlegend veränderte Situation sich die
Strategien des politischen Systemes ein-
zustellen haben, um den Anforderungen
an Politik unter der Voraussetzung von
Globalisierung zu begegnen. Globale
Märkte haben mittlerweile in allen sozia-
len Systemen ihre Spuren hinterlassen.
Die Konfliktlage führt zu einer Entsolida-
risierung der Interessengruppen, die Soli-
dargemeinschaft des Nationalstaates zer-
bricht. Das führt zu einem Rückgang na-
tionaler Wettbewerbsvorteile und einer
nationalen Entsolidarisierung. 

Ob die strukturellen Konflikte, die
durch die Dynamik eines globalen Welt-
systemes herbeigeführt werden, wirklich
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natürlichen Ressourcen stattfindet. Die
kulturelle Globalisierung bringt weiter
Konflikte zwischen autochthoner und
kommerzieller Kultur sowie zwischen
Zentrumskultur und peripheren Kulturen
hervor. Autochthone Kulturen erheben
gegenüber der Einheitskultur den An-
spruch auf ihr eigenes Recht und wehren
sich gegen ihre Vereinnahmung durch
einen globalen Kulturmarkt. Periphere
Kulturen wirken dem Anspruch der Zen-
trumskultur auf nationaler und globaler
Ebene entgegen und melden ihr gegenüber
ihre Ansprüche an. Das hat einen Konflikt
zwischen Multikulturalismus und indivi-
dualistischem Universalismus zur Folge,
der kaum mehr auszugleichen ist. Durch
die wirtschaftliche Nutzung von techno-
logischen Innovationen werden aber auch
neue moralisch-ethische Konflikte herbei-
geführt, da durch sie Situationen herbei-
geführt werden, die nicht mehr durch die
konventionelle Moral gedeckt sind, zum
Beispiel die Anwendung der Genfor-
schung für medizinische Diagnostik und
die Transplantationsmedizin. 

Diese Konflikte haben bereits erkenn-
bar eine veränderte Struktur der sozialen
Integration im Nationalstaat herbeige-
führt. Sie werden durch den Wettbewerb
zwischen Regionen, lokalen Gemeinden,
Unternehmen und Gruppen zunehmend
verschärft. Die strukturellen Verände-
rungen betreffen die Anforderungen an 
den Wettbewerb auf dem europäischen
Binnenmarkt und in einem globalen Wirt-
schaftssystem, zum Beispiel die verän-
derten Gewinnchancen und die erwartba-
ren Verluste in Folge gesteigerter externer
sozialer und ökologischer Kosten, die
Probleme der politischen Integration der
Europäischen Union, die Grenzen der
europäischen Solidarität durch die natio-
nalen Zugehörigkeitsgefühle und die Zu-
mutungen der sich entwickelnden  uni-
versalistischen Einheitskultur gegenüber
den National- und Regionalkulturen. Sie
betreffen aber auch einen Wettbewerb –

vielleicht sogar Krieg – der Kulturen und
Lebensformen. Auch das könnte ein Er-
gebnis von Globalisierung sein, was  durch
die islamische Herausforderung drama-
tisch vor Augen geführt wird. 

Nationale Entsolidarisierung 
Strukturell ist die veränderte Situation
dadurch zu charakterisieren, dass durch 
eine globale Beschäftigungspolitik der
Unternehmen die nationalen Wettbe-
werbsvorteile an Bedeutung verlieren: 
Die Investitionen werden in einem globa-
len Wirtschaftssystem dort vorgenom-
men, wo die kostengünstigsten Bedin-
gungen angeboten werden. Das wird sich
durch die Osterweiterung der EU verstär-
ken. Diese Veränderungen werden und
haben bereits dazu geführt, dass die soli-
darische Integration der national einge-
schränkten Arbeitsteilung durch Globali-
sierung und den europäischen Binnen-
markt zerstört wird. Marktöffnung und
Deregulierung bedeuten aber nicht, dass
es keinen Regelungsbedarf mehr gibt,
zum Beispiel durch die World Trade Or-
ganization (WTO), die Nachfolgeorgani-
sation der General Agreements on Tariffs
and Trade (GATT). Erinnert sei in diesem
Zusammenhang daran, dass das Modell
des deutschen Sozialstaates ein Eliten-
kompromiss nach dem Zweiten Weltkrieg
war. Solche Kompromisse werden in Zu-
kunft immer schwerer sein. Es tritt, auch
das ist für Deutschland typisch, eine
Fremdorientierung in Sachen Solidarität
der humanitären Eliten ein, die nicht mehr
an den Problemen des eigenen Landes
orientiert sind und damit gleichzeitig zu
einer nationalen Entsolidarisierung bei-
tragen. Damit geht einher, dass die gegen-
seitige Achtung zwischen den Berufs-
gruppen abgebaut wird. Sie werden öf-
fentlich kritisiert, da ihnen nach Meinung
der unterschiedlichen Interessengruppen
ein nichtberechtigter Anteil am Wohl-
stand zukommt, seien es Ärzte, Rentner
oder Manager. Mit diesen strukturellen
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Veränderungen wird eine Differenzie-
rung zwischen den Orientierungen der
Modernisierungseliten und den benach-
teiligten Routinebeschäftigten herbeige-
führt. Die Eliten sind europäisch und glo-
bal orientiert, während die Benachteilig-
ten in einen Nationalismus der Rückstän-
digen zurückfallen. Die empirische Sozi-
alforschung hat gut belegt, dass bei dieser
Differenzierung das Bildungsgefälle der
entscheidende Einflussfaktor ist. Dieser
Differenzierungsprozess wird dadurch
zunehmend herbeigeführt, dass sich die
Staaten immer mehr dazu gezwungen se-
hen, eine neue Standortpolitik zu betrei-
ben. Das bedeutet aber, dass der nationa-
len Solidarität und ihrer wohlfahrtsstaat-
lichen Programmierung ein innerstaat-
licher sozialer Ausgleich immer schwerer
fällt. 

Das Strukturproblem besteht fortlau-
fend  darin, dass aufgrund der Konkur-
renz der einzelnen Nationalstaaten  in
dem politischen System der Weltgesell-
schaft Moral, Ethik und Recht nicht mehr
harmonisierbar sind. Die Wirtschaftseli-
ten haben ihre Geschäftspartner mittler-
weile in allen Regionen des globalen
Weltsystemes. Die solidarischen Bindun-
gen zu den Beschäftigten im eigenen
Land werden immer mehr zurückge-
drängt. Vergleichbares gilt für die huma-
nitären Eliten. Sie engagieren sich für
Afrika, Südamerika und nicht für die
Rentner und sozial Schwachen im eige-
nen Land. Das schließt zwar oft eine an-
dere Rhetorik nicht aus, die Praxis spricht
in diesem Fall aber für sich. Die Annah-
men gehen mittlerweile dahin, dass die
globalen Arbeitsmärkte fortlaufend einer
solidarischen Integration entgegenwir-
ken werden. Das heißt aber, dass das Ge-
fälle zwischen Arm und Reich im globa-
len Maßstab weiter erheblich auseinander
driften wird. Es ist dabei nicht damit zu
rechnen, dass diese Eliten eine Verant-
wortung für die Unterstützung von Leis-
tungsschwachen ausbilden werden. Sie

mögen oft auch Opfer ihrer eigenen Pro-
gramme sein, aber das wird ihre Einstel-
lung nicht ändern. Das wird weiter Kri-
minalität begünstigen.

Netzwerk ohne Steuerung 
In der Geschichte des politischen Syste-
mes des modernen Gesellschaftssystemes
sicherte der Nationalstaat die kollektive
Identität. Die Veränderungen, die durch
die anderen Anforderungen an die Stand-
ortpolitik eintreten, gehen dahin, dass die
nationale Politik gegenüber den Regio-
nen, Städten und Gemeinden an Bedeu-
tung verliert. Die Standortpolitik ist von
diesen Bereichen immer mehr in eigene
Regie zu nehmen. Das heißt, es sind von
ihnen entsprechende Angebote im Hin-
blick auf soziale, kulturelle, wissenschaft-
liche und ökologische Bedingungen be-
reitzustellen. 

Der Nationalstaat hat seine Integra-
tionsfähigkeit verloren. Es ist eine Illusion,
das globale Weltsystem sei steuerbar und
zivilgesellschaftlich sozialpolitisch zu
ordnen. Immer noch beherrschen die Er-
rungenschaften und Modelle des Wohl-
fahrtsstaates das Problembewusstsein
nicht nur von Politikern, sondern auch bei
Journalisten, Wirtschafts- und Sozialwis-
senschaftlern. Dabei wird man dem be-
reits eingetretenen Strukturwandel von
sozialer Solidarität nicht gerecht. Zudem
wird das Modell moralisch überhöht und
dient der Rhetorik. Dabei wird vergessen,
dass es nicht nur auf weltwirtschaftlicher
Verflechtung, sondern auch auf sozialen
Ausgrenzungen beruhte. Die Moralisie-
rungen, die auf Konflikt angelegt sind,
vermögen wenig zu regeln. Sie können
Stimmungen anheizen, fallen aber nach
der Erhitzung in sich selbst zusammen.
Globalisierung ist der Vorgang der Über-
führung der sozialen Prozesse in ein Welt-
system, das nicht mehr räumlich operiert.
Es beginnt bereits mit seiner eigenen Evo-
lution. Durch diese Vernetzung verän-
dern sich die Erhaltungswahrscheinlich-
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keiten von Sozialsystemen im Hinblick auf
ihre Grenzziehungen und Mitglied-
schaftsbedingungen, das heißt aber auch
ihre allgemeinen Teilnahmebedingun-
gen. Das globale Weltsystem operiert auf
der Basis von Selektionen, die durch das
Medienverbundsystem vorgegeben sind.
Es sind Netzwerkselektionen, die eigene
Differenzierungen und Interpenetratio-
nen hervorbringen. Das Medienverbund-
system gibt sozusagen die Selektion der
Selektionen vor. Die neue Evolutionsbe-
dingung, die das Weltsystem hervor-
bringt, ist das Erfordernis der Angepasst-
heit seiner Teilnehmer an die Netzwerke,
durch die sich das Interaktionssystem pro-
zessualisiert und stabilisiert. Diese vor-
gängige Angepasstheit ist die grundle-
gende Voraussetzung, um als Teilnehmer
in ihm operieren zu können. Damit ent-
wickeln sich andere Variationsbedingun-
gen seiner potenziellen Zustände. Sie be-
stehen im Auf- und Abbau von Netzwer-
ken, die sich durch Teilnahme und Ab-
bruch hervorbringen.

Strukturwandel von Gerechtigkeit 
Die Gesellschaft der Gegenwart befindet
sich sowohl in einem technologischen als
auch in einem organisatorischen Um-
bruch. Die Erkenntnis dieser Entwicklung
wird über den Überlebenserfolg nicht nur
von Unternehmen, sondern von ganzen
Gesellschaften entscheiden. Die Antwort
auf die globale Herausforderung ist aber
nicht nur eine Sache des Darüber-Redens,
sondern eine des Handelns, gerade des po-
litischen. Dies wird in Deutschland nicht
ohne eine Mobilisierung der Gesellschaft
möglich sein, zum Beispiel wird es in Zu-
kunft keine Seltenheit mehr sein, dass je-
mand zwei oder drei Jobs hat. Eine Mobi-
lisierung, in der sich das Wirtschaftssys-
tem bereits befindet, das im Zuge von Glo-
balisierung immer mehr expandiert und
dadurch seine uns vertrauten Strukturen
weiter verändern wird. Globalisierung be-
deutet, dass sich ein neues Gesellschafts-

modell entwickelt, welches das Keyne-
sianische Modell der westlichen Nach-
kriegsgesellschaften ablöst. Dadurch wird
zwangsläufig ein Strukturwandel von So-
lidarität und Gerechtigkeit herbeigeführt.
In Sachen Gerechtigkeit erlebt Deutsch-
land seit den 1990er Jahren eine wach-
sende Gerechtigkeitsrhetorik, die immer
mehr leer läuft. Gerechtigkeit ist ein Tot-
schlagargument geworden, dessen man
sich bedient,  um in öffentlichen Diskus-
sionen zu dominieren oder die Stimmung
anzuheizen. Dafür ist typisch, dass man
unter Gerechtigkeit eine Ergebnisgerech-
tigkeit und eine Vereinheitlichung der Le-
bensverhältnisse versteht, nicht aber Ge-
rechtigkeit als Chancengleichheit ohne Er-
gebnisgerechtigkeit. Der Wohlfahrtsstaat
hat Gerechtigkeit als eine staatlich garan-
tierte allgemeine Sicherung der bestmög-
lichen  Lebensbedingungen interpretiert.
An diese Stelle wird aber Gerechtigkeit als
Chancengleichheit treten müssen, um eine
soziale Integration unter der Vorausset-
zung von Globalisierung herbeizuführen.
Das heißt, sie wird einen formalen Cha-
rakter einnehmen und materiale Gerech-
tigkeitsforderungen zurückdrängen. 

Sowohl die Weiterführung des Modells
Deutschland als auch das Konzept des na-
tionalen Wettbewerbsmodells sind unge-
eignet, um bei den vorliegenden Verän-
derungen noch die Orientierung für die
benötigten institutionellen Innovationen
abzugeben. Die solidarische Integration
hat sich im Wohlfahrtsmodell auf den Na-
tionalstaat gestützt. Dieses Modell dient
aber immer mehr dazu, die Privilegien der
in einem Wohlfahrtskartell Organisierten
zu schützen und andere auszuschließen.
Auf der anderen Seite entziehen sich im-
mer mehr nationalstaatliche Investitionen
und solidarische Beschäftigung einer ein-
heitlichen nationalstaatlichen Solidarität.
Die  europäischen Wohlfahrtsstaaten sind
in ihrer inneren sozialen Integration ge-
fährdet, die auf der Ebene der Europä-
ischen Union nicht wiedergewonnen wer-
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den kann. Der Wettbewerb wird sich im-
mer mehr zwischen Regionen, lokalen
Gemeinden, Unternehmen und Gruppen
abspielen. Das erfordert ein anderes poli-
tisches Steuerungssystem im Hinblick auf
die Gestaltung der Rahmenbedingungen
der übrigen Handlungsbereiche, sei es der
Wirtschaft, Wissenschaft und der Erzie-
hung. Die Integration wird in  Zukunft
immer mehr durch Netzwerke geleistet
werden und nicht durch eine großflächige
Stellvertretung von Beschäftigten. Das be-
deutet aber das Ende der großen Kollek-
tivorganisationen und der kollektiven
Interessenvertretungen. Sie werden sich
als Dienstleister zu reorganisieren haben,
die in der Lage sind, sich auf unterschied-
liche Interessen von Beschäftigten einzu-
stellen. Es zeigt sich heute das Ende der
nationalen Kollektivsolidarität und der
damit einhergehenden nationalen Wirt-
schafts- und Sozialpolitik. Das ist dadurch
begründet, dass sich betriebs- und tätig-
keitsspezifische Kooperationen bei der
Interessenabstimmung immer mehr
durchsetzen werden. Dem widerstreitet
das überlieferte System einer einheitlichen
Kollektivrepräsentation und Interessen-
vertretung. 

Nach der Steuerreform
In der EU wird der Stabilitätspakt gegen-
wärtig zu einem Sündenbock für das er-
forderliche Senken der Arbeitskosten, das
konsequente Sparen und den Abbau von
Subventionen. Die vorgezogene Steuer-
reform im Dezember 2003, darüber dürf-
ten sich die Experten einig sein, kann eine
Strukturreform des Arbeitsmarktes nicht
ersetzen. Es stellt sich die Frage, ob die
Bundesagentur für Arbeit von ihrer Orga-
nisationsstruktur her überhaupt in der
Lage ist, auf dem strukturell veränderten
Arbeitsmarkt erfolgreich zu agieren. Man
sollte sie aber dahingehend in Schutz neh-
men, dass sie selbst keine Arbeitsplätze
schaffen kann. Ein Schuldenabbau wird
nur über ein weiteres wirtschaftliches

Wachstum möglich sein. Dafür sind die
Aussichten in den kommenden Jahren
aber eher ungünstig. Nach Umfragen An-
fang des Jahres 2004 haben sich zum Bei-
spiel im Maschinen- und Anlagebau und
der Kunststoff verarbeitenden Industrie
die Erwartungen an einen konjunkturel-
len Aufschwung verbessert, das wird
aber zunächst nicht zu neuen Arbeitsplät-
zen führen. Die bekannten Verlaufsfor-
men legen es nahe, dass eine Erweiterung
von Beschäftigung erst im zweiten Jahr
eines konjunkturellen Aufschwunges zu
erwarten ist. Vermutlich wird der Kon-
junkturanstieg in den Jahren 2004 und
2005 geringer ausfallen, als man an-
nimmt. Die Annahme der  Bundesregie-
rung, dass die Steuersenkung der Re-
formagenda 2003 zu einer größeren
Nachfrage führt und dadurch die Kon-
junktur stützt, wird voraussichtlich nicht
eintreten. Ein Konjunkturaufschwung
wird nicht durch diese Reform zu erklä-
ren sein. Dem stehen die zahlreichen Be-
lastungen entgegen. Zudem ist davon
auszugehen, dass erst dann, wenn sich
die Lage am Arbeitsmarkt ändert, sich
auch die steuerlichen Entlastungen auf
das Konsumverhalten auswirken.  Ande-
rerseits sollte der Stabilitätspakt flexibel
gestaltet werden. Das Problem, vor allem
in Deutschland – auch in Frankreich –, be-
steht darin, dass den erforderlichen Re-
formen die Organisationen der Interes-
senvertretungen entgegenstehen. In den
öffentlichen Medien wird weitgehend
ausgeblendet, dass die Interpretations-
schemen von Organisationen mittler-
weile nicht an der Realität ausgerichtet
sind. Die öffentlichen Medien neigen
diesbezüglich zu einer Personalisierung
von Problemlagen, die zwar Schuldzu-
schreibungen ermöglichen, aber keine Er-
kenntnisse über die Struktur von Fehlent-
scheidungen befördern.

Der Wohlfahrtsstaat der Nachkriegs-
zeit konnte den sozialen Kompromiss des-
halb erfolgreich institutionalisieren, da er
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den entsprechenden Handlungsspiel-
raum hatte. Er konnte im Zusammenspiel
mit  einem Wirtschaftswachstum dessen
desintegrative und anomische Wirkun-
gen annäherungsweise ausgleichen. Diese
Situation ist aber nicht mehr herstellbar.
Es ist schlicht weltfremd, davon auszuge-
hen, dass man die Marktöffnungsstrategie
zurückfahren kann. Fluchtpunkt einer
Wiedergewinnung von solidarischer Inte-
gration, insbesondere in Deutschland,
kann nur sein, dass ein deregulierter Ar-
beitsmarkt durch ein Modell der Verbin-
dung von negativer Einkommensteuer
und Grundsicherung strukturiert wird. Es
fehlt nach wie vor eine größere Tarifflexi-
bilität durch Öffnungsklauseln bei den Ta-
rifverträgen. Die Arbeitslosigkeit wäre
einfach beseitigbar, wenn die Löhne um
zehn bis fünfzehn Prozent gekürzt wür-
den und im Niedriglohnbereich um ein
Drittel. Das ist zwar politisch nicht durch-
setzbar, verdeutlicht aber die Problem-
lage. Erforderlich ist es, den Kündigungs-
schutz in der mittelständischen Wirtschaft
ganz aufzuheben. Nur so können Arbeits-
plätze entstehen. Damit muss aber ein-
hergehen, dass eine grundlegende Steuer-
reform herbeigeführt wird. Diesbezüglich
formieren sich gegenwärtig eher Wider-
stände. Es bedarf aber eines Paradigmen-
wechsels in Sachen Steuerstaat, da das
Leitbild der Einkommensteuer in Zukunft
nicht mehr tragfähig ist. Er kann nur da-
rin bestehen, dass die Arbeit immer weni-
ger oder sogar nicht mehr besteuert wird,
sondern der Konsum. Erforderlich wird es
aber auch sein, dass die Beschäftigung
durch Teilzeitarbeit verteilt und durch
Auszeiten entlastet wird. Dieser Schritt
sollte durch eine steuerliche und renten-
rechtliche Förderung von Hausarbeit,
Vereinsarbeit und Gemeindearbeit im Eh-

renamt unterstützt werden, um Alternati-
ven zu der normalen Beschäftigung be-
reitzustellen. Das wird einen Paradig-
menwechsel von Modernisierung erfor-
dern, da die Leitorientierung nicht mehr
die Vermehrung von individuellen Rech-
ten, nicht mehr die Umverteilung und die
Resultatsgleichheit sein wird. Aus dem
Ist-Stand kommt man nicht umhin festzu-
halten, dass das Tempo der Liberalisie-
rung in Deutschland weltfremd ist.

Soziale Integration ohne Wohlfahrts-
staat ist das Modell von sozialer Integra-
tion im Zeitalter der Globalisierung. Es ist
zu erwarten, dass in Zukunft die staat-
lichen Regulierungen immer mehr abge-
baut werden. Es bedarf insofern anderer
und neuer Formen der sozialen Inte-
gration, die an einer Selbstorganisation
der Gesellschaftsmitglieder ausgerichtet
sind. Das damit einhergehende Modell
wird nicht mehr eine stellvertretende De-
finition von Gemeinwohl und Gerechtig-
keit von Großorganisationen sein, son-
dern an seine Stelle wird der faire Interes-
senausgleich zu treten haben. Allerdings
wird bei der Abmilderung der durch
Marktöffnung herbeigeführten negativen
Folgen dem sozialen Engagement der
Kirchen und der Sozialunternehmen eine
neue Rolle zukommen. Insgesamt heißt
dies, auf die Subventionierung von Mi-
lieus der Armut zu verzichten. Das führt
zu einer grundsätzlichen Neubestim-
mung der Steuerungsfunktion der staat-
lichen Organisation des politischen Syste-
mes. Das sind Einsichten, die letztlich
nicht mehr ganz neu sind, die aber immer
wieder verdrängt werden. Verdrängung
wird die durch Globalisierung herbeige-
führten Konfliktlagen nicht entschärfen.
Es sind dies Konflikte, die  nicht mehr zur
Disposition stehen. www.protosociology.de
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